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Stadt Bad Salzuflen 
 
21 Bebauungsplan Nr. 0148 „Heinestraße“, 

Ortsteil Bad Salzuflen - Aufstellungsbeschluss 
 

Beschluss des Planungs – und  
Stadtentwicklungsausschusses vom 25.01.2011 

 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0148 "Heine-
straße“, Ortsteil Bad Salzuflen wird gemäß § 2 Abs. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im beschleunig-
ten Verfahren nach den Regelungen des § 13a BauGB oh-
ne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. 
 
 
 
 

 
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 28.01.2011 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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22 Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflen für 

das Haushaltsjahr 2011 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen mit Beschluss am 
15.12.2010 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird  

 
im Ergebnisplan mit  
Gesamtbetrag der  
Erträge auf  106.761.600 EUR 
Gesamtbetrag der  
Aufwendungen auf  122.269.000 EUR 

 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus laufender Verwaltungstätigkeit  
auf     98.026.300 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus laufender Verwaltungstätigkeit  
auf     106.142.900 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit und  
der Finanzierungstätigkeit auf  
 11.154.800 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der Investitionstätigkeit und der  
Finanzierungstätigkeit auf  
 20.160.700 EUR 
festgesetzt.  
 
§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf  
2.900.000 EUR festgesetzt.  

 
 
§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 2.175.000 EUR festgesetzt. 
 
Einzelne Verpflichtungsermächtigungen können im Rah-
men haushaltsrechtlicher Vorschriften auch für andere In-
vestitionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 
 
§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 0 EUR 
und 
 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 
15.507.400 EUR festgesetzt. 

 
§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
60.000.000 EUR festgesetzt. 
 
§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2011 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf  250 v.H. 
1.2 für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B) auf  440 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf  430 v.H. 
 
Die vorstehende Angabe der Steuersätze hat nur deklara-
torische Bedeutung, da für das Haushaltsjahr 2011 eine 
Hebesatzsatzung erlassen worden ist. 
 
§ 7 
 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haus-
haltsausgleich im Jahre 2014 wieder hergestellt. Die dafür 
im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidie-
rungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
plans umzusetzen. 
 
§ 8 
 
Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) bzw. künftig 
umzuwandeln (ku) bezeichneten Stellen fallen fort oder 
sind entsprechend den Vermerken umzuwandeln, sobald 
die derzeitigen Stelleninhaber ausgeschieden oder auf an-
dere Stellen versetzt worden sind. 
 
§ 9 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 und § 14 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 50.000 € festge-
setzt. 
 
§ 10 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen 
 
Als unerheblich i.S. von § 83 GO NRW werden über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen ange-
sehen, 
 
1. wenn sie unmittelbar auf gesetzlicher oder vertraglicher 
Grundlage beruhen oder 
 
2. wenn es sich um durchlaufende Positionen/Zahlungen 
handelt oder 
 
3. wenn über- oder außerplanmäßige Positionen in voller 
Höhe durch zweckgebundene Mehrerträge/-einzahlungen 
gedeckt werden können, sofern diese nicht schon durch die 
gebildeten Budgets bereits gedeckt sind oder 
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4. alle übrigen Aufwendungen und Auszahlungen bis zur 
Wertgrenze, die für Geschäfte der laufenden Verwaltung 
festgelegt ist. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit dem Jahresabschluss (u.a. einschl. der Internen Leis-
tungsverrechnungen, Kalkulatorischen Abschreibungen, 
Vermögensveränderungen und Rückstellungen), der Um-
setzung des NKF sowie finanzneutrale Mittelumschichtun-
gen zwischen den Organisationsbereichen, die bei Struk-
turänderungen der Verwaltung und im Bereich der Perso-
nalwirtschaft erforderlich werden. 
Unerheblich sind ebenso alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die aus finanzstatisti-
schen Gründen für die finanzneutrale Änderung von Sach-
konten erforderlich werden. 
 
Als unerheblich im Sinne von § 83 i.V.m. § 85 GO NRW 
gelten über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen bis zur Wertgrenze, die für Geschäfte der laufen-
den Verwaltung festgelegt ist.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. 
 
Im Übrigen sind die über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächti-
gungen dem Rat zur Kenntnis zu bringen, sofern sie nicht 
geringfügig sind. Geringfügig in diesem Sinne sind Beträge 
bis zu 5.000 € pro Budget einer Produktgruppe. 
 
Bad Salzuflen, den 20.12.2010 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 nach den geltenden Vorschriften und: 
  

(Erfüllung der Anzeigepflicht): 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
für das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO dem Landrat als unte-
re staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit 
Schreiben vom 22.12.2010 angezeigt worden. 

 
 (Bei einer Verringerung der Rücklage): 

Die nach § 75 Abs. 4 GO erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der Rücklage ist vom Landrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit 
Verfügung vom 19.01.2011 erteilt worden. 

 
(Bei der Aufstellung von Haushaltssicherungskonzep-
ten): 
Die nach § 76 GO erforderliche Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzeptes ist vom Landrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit 
Verfügung vom 19.01.2011 erteilt worden. 
 
 
 
 
 
 
 

 
(Verfügbarmachung zur Einsichtnahme): 
Die Haushaltssatzung 2011 –mit ihren Anlagen 
einschl. Haushaltsplan (und das Haushaltssiche-
rungskonzept)- ist zur Einsichtnahme gemäß § 80 
Abs. 6 GO im Fachdienst 20 Haushalt der Stadt Bad 
Salzuflen, Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 
32105 Bad Salzuflen während der Öffnungszeiten 
verfügbar. 

 
Bad Salzuflen, den  28. Januar 2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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23 Widmung einer öffentlichen Straße 
 
Die Liegnitzer Straße, Gemarkung Bad Salzuflen, Flur 24, 
Teil aus Flurstück 2374, ist ausgebaut. 
 
Die vorgenannte Straße erhält die Eigenschaft einer Ge-
meindestraße und wird hiermit gem. den §§ 2, 3 und 6 des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW), in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.NRW. S. 1028), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW S. 
259, GV NRW S. 327), in der z. Z. gültigen Fassung, für 
den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Die Widmung erstreckt sich auf den im anliegenden 
Plan schraffierten Bereich. 
 
Baulastträger dieser Straße ist die Stadt Bad Salzuflen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden, erhoben werden. Die Klage 
kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form, nach Maßga-
be der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
– ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005, erhoben werden. 
 
Bad Salzuflen, den 27.01.2011 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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Stadt Blomberg 
 
24 Ersatzbestimmung von Vertretern gemäß § 45 

Kommunalwahlgesetz für den Rat der Stadt 
Blomberg 

 
Herr Heinz-Jürgen Färber hat durch Verzichtserklärung 
gemäß §§ 37, 38 Kommunalwahlgesetz mit Ablauf des 
31.12.2010 auf seinen Sitz als Vertreter im Rat der Stadt 
Blomberg verzichtet und sein Ratsmandat niedergelegt. 
 
Hiermit stelle ich gemäß § 45 Kommunalwahlgesetz fest, 
dass Frau Marin Stork nach der Reserveliste der Freien 
Bürger von Blomberg (FBvB) in den Rat der Stadt Blom-
berg gewählt ist. 
 
Gemäß § 45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz erfolgt hiermit 
die öffentliche Bekanntmachung. 
 
Gegen die Feststellung der Nachfolgerin kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe bei mir Einspruch erho-
ben werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Blomberg, den 24.01.2011 
 
Stadt Blomberg 
Der Wahlleiter für die Wahl 
der Vertretung der Stadt Blomberg 
 
 
gez. Stodieck 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
25 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses der Stadt Blomberg zum 31.12.2009 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 GO NRW in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg am 16.12.2010 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Jahres-
abschluss zum 31.12.2009 durch Beschluss festgestellt 
und dem Bürgermeister uneingeschränkt Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 ist gemäß § 96 Abs. 
2 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 10.01.2011 
angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Ergebnis- und Finanzrechnung 
sowie ein Auszug aus der Bilanz sind als Anlage beigefügt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 11.02.2011 während der Dienststunden 
(montags – freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und 
Dienstag von 14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 
Uhr) im Fachbereich 20 – Kämmerei und Finanzen- (Am 
Martiniturm 1, 32825 Blomberg) öffentlich aus. 
 
Blomberg, den 26.01.2011 
 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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26 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 

„Gewerbegebiet östlich des Flachsmarktes“ 
und 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Blomberg, hier: Aufstellungs-/ Ände-
rungsbeschluss und Beschluss zur frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 20. Januar 2011 
auf Grund der §§ 2 ff des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
derzeit geltenden Fassung die 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes 01/29 und die 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes beschlossen. 
 
Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 umfasst 
zwei Teilbereiche. In einem Teilplan 1 sind u.a. Erweite-
rungsflächen im Bereich Feldbrandstraße und eine Ver-
kehrsanbindung zur L 614 dargestellt, Teilplan 2 bezieht 
sich auf eine Erweiterungsfläche im Bereich Schmucken-
berger Weg / Phoenix-Contact-Allee. Gemäß § 8 Abs. 3 
BauGB soll mit der Aufstellung / Änderung des Bebau-
ungsplanes auch der Flächennutzungsplan geändert wer-
den. 
 
Die Lage der Änderungsbereiche ist den beigefügten Über-
sichtsplänen zu entnehmen. 
 
Ferner wurde in der Sitzung beschlossen, das erforderliche 
Beteiligungsverfahren durchzuführen. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bekannt gemacht, dass der Vorentwurf zur 4. Än-
derung des Bebauungsplanes 01/29 und zur 3. Änderung 
des Flächennutzungsplanes einschließlich Begründung in 
der Zeit vom 
 

18. Februar bis 18. März 2011 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
geänderten Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden. 

 
Blomberg, den 21. Januar 2011 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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27 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/07/2 

„Hamburger Berg“ der Stadt Blomberg, hier: 
Änderungsbeschluss und Beschluss zur Öf-
fentlichkeits- und Behördenbeteiligung im be-
schleunigten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 13.10.2010 die 7. 
Änderung des Bebauungsplanes 01/07/2 und die Durchfüh-
rung des erforderlichen Beteiligungsverfahrens beschlos-
sen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Neudarstellung 
einer Getränkemarktfläche und eine geringfügige Erhöhung 
der zulässigen Verkaufsflächen. 
Der Änderungsbereich betrifft die Flurstücke, 952, 953, 
954, 1468, 2166, 2252 und 2543 der Flur 9 in der Gemar-
kung Blomberg. 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 

7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/07/2 im be-
schleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB vorgenom-
men.  

 
2.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-

kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleu-
nigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll. 

 
3.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-

kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 
13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf eine frühzeitige Unterrich-
tung und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB 
verzichtet wird. Die Öffentlichkeit kann sich über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung im Fachbereich Bauen und 
Stadtentwicklung der Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. 
OG innerhalb einer bestimmten Frist zur Planung äu-
ßern. 

 
4.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 

Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 

 
5.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 

Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonsti-
gen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stel-
lungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben. 

 
Hiermit wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt gemacht, 
dass der Änderungsentwurf einschließlich Begründung in 
der Zeit vom 
 
18. Februar bis 18. März 2011 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
geänderten Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden. Die Lage des Plangebietes ist dem beige-
fügten Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Blomberg, den 20. Januar 2011  
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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28 Gebührensatzung für die kommunalen Fried-

höfe der Stadt Blomberg vom 1. Februar 2011 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit 
den §§  1, 2 und 4 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW), jeweils in der zur 
Zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Blomberg in 
seiner Sitzung am 27. Januar 2011 folgende Gebührensat-
zung für die kommunalen Friedhöfe der Stadt Blomberg 
beschlossen: 
 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Stadt 
Blomberg und deren Einrichtungen werden folgende Ge-
bühren erhoben: 
 

§ 1 
Grabnutzungsgebühren 

 
1. Reihengrab  
    
 a) für Verstorbene bis 5 Jahre 918,00 € 
    
 b) für Verstorbene über 5 Jahre 1.137,00 € 
    

2. Wahlgrab je Jahr und Stelle 40,50 € 
    

3. Aschenbeisetzung  
    
 a) Urnenreihengrab 945,00 € 
    
 b) Urnenwahlgrab je Jahr und 

Grabstelle 
 

31,50 € 
 

 c) für die Beisetzung jeder weiteren 
Urne auf einer vorhandenen Grab-
stelle (höchstens zwei auf einem 
Einzelgrab) je Jahr Restnutzungs-
zeit der Grabstelle 

 
 
 
 

27,50 € 
    
 d) Aschenstreufeld 665,00 € 

 
4. Wird durch die Belegung eines Wahlgrabes unter Be-

rücksichtigung der gesetzlichen Ruhefrist die Nutzungs-
dauer überschritten, auch wenn die Grabstelle noch 
nicht belegt war, so ist unter Beachtung des § 12 der 
Friedhofssatzung der Stadt Blomberg für jedes ange-
fangene Jahr der Überschreitung für sämtliche Grabstel-
len eine Nutzungsgebühr nachzuzahlen: 
 

 a) bei Wahlgräbern je Jahr und Grab-
stelle  

 
27,50 €  

    
 b) bei Urnenwahlgräbern je Jahr und 

Grabstelle 
 

27,50 € 
    

 c) Die unter a) festgesetzte Gebühr wird auch für die 
Verlängerung der Nutzungsrechte an Wahlgräbern 
nach Ablauf der Nutzungszeit erhoben. Für Grab-
stellen, die noch nicht vollständig belegt sind und 
nach dem Willen der Angehörigen nicht belegt 
werden sollen, 
wird diese Gebühr nur für die belegten Stellen er-
hoben. 

 
 

 
§ 2 

Allgemeine Gebühr 
 

1. Grabbereitung  
und sonstige Tätigkeit des Friedhofspersonals 

    
 a) für Verstorbene bis 5 Jahre 127,00 € 
    
 b) für Verstorbene über 5 Jahre  

 
  1. Reihengrab 307,00 € 
    
  2. Wahlgrab 378,00 € 
    
 c) Urnengrab 163,00 € 

 
 d) Verstreuung der Asche auf dem 

Aschenstreufeld 
 

55,00 € 
 

2. Benutzung der Friedhofskapelle  
    
 a) für die Benutzung der  

Friedhofskapelle 
 

221,00 € 
    
 b) für die Benutzung des  

Harmoniums 
 

20,00 € 
    
 c) für die Benutzung der  

Leichenkammer 
 

60,00 € 
 

§ 3 
Verwaltungsgebühren, sonstige Gebühren 

 
1. Erteilung einer Erlaubnis zum Aufstellen 

von Gedenkzeichen und sonstigen bauli-
chen Anlagen 

 
 

21,00 € 
    
2. Bearbeitung eines Antrags auf  

Umbettung 
 

20,00 € 
 

3. Für Umbettungen erfolgt die Gebührenerhebung nach 
dem tatsächlichem Zeit- und Sachaufwand. 

    
4. Für Bestattungsleistungen der Stadt nach § 2, die auf 

Veranlassung der Angehörigen außer- halb der übli-
chen Betriebszeit vorgenommen werden, wird ein Zu-
schlag von 50 % der jeweiligen Gebühr erhoben. 

 
§ 4 

Grabpflege für Sondergrabstellen 
 
1. Der Gebührenzeitraum wird für die Dauer der Belegung 

auf 30 Jahre festgesetzt. Die Gebühren sind im Voraus 
zu entrichten.  

    
 a) Grabpflege pro Jahr je Stelle 91,00 € 
    
 b) Grabpflege für 30 Jahre je Stelle 2.730,00 € 
    
2. Bei Verlängerung der Nutzungsdauer richten sich die 

Gebühren pro Jahr und Stelle nach dem dann gültigen 
Gebührensatz. Die Gebühren sind für die Dauer der er-
neuten Nutzungszeit im Voraus zu entrichten.  
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3. Bei einem Wiedererwerb nach Ablauf der Nutzungszeit 

richten sich die Gebühren pro Jahr und Stelle nach dem 
dann gültigen Gebührensatz. Die Gebühren sind für die 
Dauer der erneuten Nutzungszeit im Voraus zu entrich-
ten. 

 
§ 5 

Schlussbestimmungen  
 
Die Gebühren sind innerhalb von vier Wochen nach Zu-
gang des Gebührenbescheides an die Stadtkasse Blom-
berg zu zahlen. Zur Zahlung der Gebühren sind diejenigen 
Personen verpflichtet, welche die Einrichtungen der Fried-
höfe und die sonstigen Leistungen der Friedhofsverwaltung 
in Anspruch nehmen. Erfolgt die Inanspruchnahme auf An-
trag oder im Interesse mehrerer Personen, so haftet jeder 
Einzelne als Gesamtschuldner. Daneben haftet für die Ge-
bührenschuld auch derjenige, der die Leistungen im Inte-
resse eines Dritten in Auftrag gibt. Rückständige Gebühren 
werden im Verwaltungszwangsverfahren eingetrieben. 
 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Gebührensatzung tritt am 1. März 2011 in Kraft. Mit 
dem gleichen Tag tritt die Gebührensatzung für die kom-
munalen Friedhöfe der Stadt Blomberg vom 23. Mai 2006 
außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Gebührensatzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Stadt Blomberg wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 1. Februar 2011 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 
 

 

Stadt Detmold 
 
29 Aufstellung des Bebauungsplanes 01-30/08A 

u. 01-08A „ Gartenstraße“, 4. beschleunigte 
Änderung, Ortsteil Detmold Süd, Änderungs-
gebiet Gemarkung Detmold, Flur 6, Flurstück 
633 und Teilbereich des Flurstückes 458 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 19.01.2011 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens beschlossen hat (Aufstellungsbeschluss).  
 
Der o. a. Bebauungsplan wird gem. § 13a (1) BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung (§ 2 (4) BauGB) aufgestellt. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Die Öffentlichkeit kann sich während der Zeiten des 
Publikumsverkehrs im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, 
der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Zimmer 119, 
Hintergebäude, Rosental 21, über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der 
Planung unterrichten und innerhalb von zwei Wochen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Äußerungen zur 
Planung abgeben. 
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 
Detmold, 31.01.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.0.2011 
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Gemeinde Extertal 
 
30 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haus-

haltssatzung der Gemeinde Extertal für das 
Haushaltsjahr 2011 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Gemeinde Extertal für das Haushaltsjahr 
2011 samt Anlagen in der Zeit vom 
 

11.02. – 21.02.2011 
 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus III, 
Zimmer 12, während der Dienststunden öffentlich ausliegt. 
 
Es wird weiter darauf hingewiesen, dass Einwohner und 
Abgabepflichtige gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2011 innerhalb einer Frist von 14 Ta-
gen nach Beginn der Auslegung schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Gemeinde Extertal, Der Bürgermeister, Mit-
telstr. 33, 32699 Extertal, während der Dienststunden Ein-
wendungen ergeben können. 
 
32699 Extertal, den 24.01.2011  
 
Der Bürgermeister 
 
 
(H. Hoppenberg) 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 
 
31 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Wirtschaftsbetriebe der Gemeinde Extertal für 
das Wirtschaftsjahr 2009 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat am 09.12.2010 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2009 
festgestellt und über die Gewinnverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Der Jahresgewinn 2009 in Höhe von 49.371,69 € wird auf 
neue Rechnung vorgetragen. Es verbleibt ein Verlustvor-
trag in Höhe von 180.947,96 €. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden im Verwaltungs-
gebäude Rathaus drei, Mittelstr. 36, 1. Obergeschoss, 
Raum 10, 32699 Extertal, aus. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer der Wirtschaftsbetriebe Extertal. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2009 hat 
sie sich des Wirtschaftsprüfers Dipl.-Kfm. Gerhard Hinrichs, 
Detmold, bedient. 
 
Dieser hat mit Datum vom 07.07.2010 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
 

 
„Ich habe den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Extertal für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2009 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. 
Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
 
Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
und § 106 Abs. 1 GO NW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht des Wirtschaftsprü-
fers Dipl.-Kfm. Gerhard Hinrichs ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
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Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 20.01.2011 
 
GPA NRW 
Abschlussprüfung - Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
gez. 
Matthias Middel 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Gemein-
de Extertal für das Wirtschaftsjahr 2009 sowie der ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen werden gemäß § 13 Abs. 1 der Hauptsat-
zung der Gemeinde Extertal vom 06.11.2009 in Verbindung 
mit § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung NW vom 
16.11.2004 (GV.NRW S. 644, ber. 2005 S.15), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung zur Änderung von 
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet des Gemeindewirt-
schaftsrechts vom 05.08.2009 (GV.NRW. S. 438), öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Wirtschaftsbetriebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
 
Extertal, 25.01.2011 
 
 
gez. 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
32 Bebauungsplan Nr. 01/07 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Gewerbegebiet 
Almena I“; 39. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Extertal im Paral-
lelverfahren; Förmliche Beteiligung der Öffent-
lichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeentwick-
lung der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25.01.2010 den Beschluss gefasst, über den Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 01/07 der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Gewerbegebiet Almena I“, und den 
Entwurf der 39. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Extertal im Parallelverfahren, das Verfahren der 
förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
01/07 der Gemeinde Extertal, OT, Almena, für das Gebiet 
„Gewerbegebiet Almena I“ und der 39. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Gemeinde Extertal, geht aus der 
beigefügten kartografischen Abbildung hervor, die Bestand-
teil der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 01/07 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Gewerbege-
biet Almena I“, verfolgt folgende städtebauliche Ziele: 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 01/07 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Gewerbege-
biet Almena I“, beinhaltet die Festsetzung eines „Einge-
schränkten Gewerbegebietes“. Der räumliche Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes wird derzeitig dem Außenbe-
reich gem. § 35 BauGB zugeordnet. Zielsetzung des Be-
bauungsplanes ist die bauplanungsrechtliche Absicherung 
eines am Standort seit unvordenklicher Zeit befindlichen 
Schaumstoff verarbeitenden Gewerbebetriebes sowie 
Schaffung der Option dessen Erweiterungen außerhalb der 
„Öffnungsklauseln“ des § 35 BauGB. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 01/07 der Gemeinde Extertal, 
OT Almena, für das Gebiet „Gewerbegebiet Almena“, soll 
ein „Eingeschränktes Gewerbegebiet“ bzw. mit der 39. Än-
derung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Extertal 
eine „Gewerbliche Baufläche“ dargestellt werden. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 01/07 der Gemein-
de Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Gewerbegebiet 
Almena I“, bestehend aus der Planfassung und der der 
Planfassung beizufügenden Begründung und dem Um-
weltbericht, und der Entwurf der 39. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Gemeinde Extertal im Parallelver-
fahren, bestehend aus der Planfassung und der der Plan-
fassung beizufügenden Begründung und dem Umweltbe-
richt liegen in der Zeit vom  
 
21. Februar 2011 bis einschl. 22. März 2011 
 
im Rathaus drei der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstr. 36, 32699 
Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 13, 
 
zu folgenden Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus: 
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Montag, Dienstag, Mittwoch 
07:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
Donnerstag 
07:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
Freitag 
07:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird der Entwurf des Bebauungs-
planes Nr. 01/07 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für 
das Gebiet „Gewerbegebiet Almena I“ und der Entwurf der 
39. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Extertal im Parallelverfahren, bestehend aus den Plankar-
ten, den Begründungen und den Umweltberichten und den 
nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Informationen, ausgelegt. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind ver-
fügbar: 
 
- Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 

01/07 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Gewerbegebiet Almena I“ und Umweltbericht zum 
Entwurf der 39. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Extertal im Parallelverfahren; 

 
- Stellungnahmen der Behörden im Zusammenhang der 

frühzeitigen Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 
BauGB im Zusammenhang der Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 01/07 der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Gewerbegebiet Almena I“ und 
der 39. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Extertal im Parallelverfahren ; 

 
- Entwurf der Neuaufstellung des Flächennutzungspla-

nes für die Gemeinde Extertal, Stand frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit und frühzeitige Beteiligung der 
Behörden; 

 
- Landschaftsplan Nr. 05 des Kreises Lippe, „Gemeinde 

Extertal“. 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
01/07 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet 
„Gewerbegebiet Almena I“ und dem Entwurf der 39. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Extertal 
schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen 
werden. Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB (Aus-
legung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gem. § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan und die Änderung des Flächennut-
zungsplanes unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemein-
de deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müs-
sen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebau-
ungsplanes und die Änderung des Flächennutzungsplanes 
nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegen-stand hat, ist unzuläs-
sig, soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen 
geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung (§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend ge-
macht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn 
auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hinge-
wiesen worden ist.“ 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II/Da 
 
Extertal, 26.01.2011 
 
 
gez. 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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33 Ladung in der Flurbereinigung Aerzen 
 
In dem Flurbereinigungsverfahren Aerzen, Landkreis Ha-
meln-Pyrmont 372, liegen die Ergebnisse der Wertermitt-
lung vor. Zur Anhörung der Beteiligten über die Wertermitt-
lungsergebnisse ist der Termin nach § 32 des Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl. I Seite 546) zuletzt geändert 
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2794) für 
 

Freitag, den 04. März 2011 um 10:30 Uhr 
im Ratssaal des Flecken Aerzen, Kirchplatz 2, 31855 

Aerzen 
 

anberaumt, zu dem die Beteiligten des Flurbereinigungs-
verfahrens hiermit geladen werden. 
Gemäß § 32 FlurbG haben die Beteiligten des Flurbe-
reinigungsverfahrens die Möglichkeit, Einwendungen ge-
gen die Ergebnisse der Wertermittlung in diesem Anhö-
rungstermin vorzubringen. Beteiligt sind alle Eigentümer 
und Erbbauberechtigten der im Flurbereinigungsgebiet lie-
genden Grundstücke, Nebenbeteiligte sind insbesondere 
die Inhaber von Rechten an diesen Grundstücken. 
Von den Beteiligten, die nicht zum Anhörungstermin er-
scheinen bzw. sich nicht durch einen Bevollmächtigten ver-
treten lassen oder sich bis zum Schluss des Termins nicht 
zum Verhandlungsgegenstand erklären, wird gemäß § 134 
Abs. 1 FlurbG angenommen, dass sie mit dem Ergebnis 
des Termins einverstanden sind. 
Die Karten mit den Wertermittlungsergebnissen und der 
Wertermittlungsrahmen liegen in der Zeit vom 24.02.-
03.03.2011 beim Flecken Aerzen, Kirchplatz 2, 31855 Aer-
zen im Zimmer 16 bei Herrn Noltemeyer während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 
Darüber hinaus können die Karten und Nachweise über 
die Wertermittlungsergebnisse 
 

am Donnerstag, den 03. März 2011 
in der Zeit von 09:00 bis 12:00 Uhr und von 13:30 bis 

17:00 Uhr  
sowie 

am Freitag, den 04. März 2011 in der Zeit von 09:00 bis 
10:30 Uhr 

im Ratssaal des Flecken Aerzen, Kirchplatz 2, 31855 
Aerzen 

 
eingesehen werden. An diesem Tag sind Bedienstete des 
Amtes für Landentwicklung anwesend, um über alle mit der 
Wertermittlung zusammenhängenden Fragen Auskunft zu 
erteilen. 
Diejenigen Beteiligten, die an der Wahrnehmung der vor-
genannten Termine verhindert sind, können sich durch ei-
nen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Vollmacht muss 
schriftlich ausgestellt und öffentlich oder amtlich beglaubigt 
sein.  
 
Entsprechende Vordrucke können bei dem LGLN - Regio-
naldirektion Hannover - Amt für Landentwicklung, Postfach 
3309, 30033 Hannover (Tel.: 0511/30245-209) angefordert 
werden. 
 
 
Herten 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 

 

Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
34 Härtebereiche des von den Stadtwerken Horn-

Bad Meinberg abgegebenen Trinkwassers 
 
Bekanntmachung 
 
Aufgrund § 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit 
von Wasch- und Reinigungsmitteln (Wasch- und Reini-
gungsmittelgesetz – WRMG) vom 29. April 2007 (BGBl. I 
S.600) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
Die Härtebereiche des von den Stadtwerken Horn Bad 
Meinberg abgegebenen Trinkwassers haben am 
08.11.2010 in den nachstehenden Ortsteilen betragen: 
 
Ortsteil Deutscher 

Härtegrad 
(dH) 

Millimol Härtebereich 

Bad Mein-
berg (HB Fis-
senknick) 
Fissenknick 
Wehren 
Vahlhausen 

11,7 2,09 mittel 

Bad Mein-
berg HB 
Nassenwiem 
Wilberg 
Schönemark 
Schmedissen 

11,6 2,07 mittel 

Belle/ Billerb-
eck 

16,4 2,92 hart 

Bellenberg 11,5 2,05 mittel 
Fromhausen 8,64 1,54 mittel 
Leopoldstal 
Heesten 

17,1 3,05 hart 

Holzhausen 3,99 0,71 weich 
Horn 5,83 1,04 weich 
Kempen 6,41 1,14 weich 
 
Härtebereich weich: 
weniger als 1,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich mittel: 
1,5 bis 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich hart: 
mehr  als 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
32805 Horn-Bad Meinberg, 17. Januar 2011 
 
Stadtwerke Horn-Bad Meinberg 
 
 
W. Jüdith 
1. Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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35 Feststellung des Jahresabschlusses 2009 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2009 der Stadt Horn-Bad Mein-

berg und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 09.12.2010 gem. § 96 I der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung den vom 
Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH geprüften 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht festgestellt und 
dem Bürgermeister uneingeschränkte Entlastung erteilt. 
 
AKTIVA 
 
1.  Anlagevermögen 
1.1 materielle Vermögensgegenstände 29.022,33 
 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 5.225.057,11 
1.2.1.2 Ackerland 1.203.860,00 
1.2.1.3 Wald, Forsten 5.231.222,00 
1.2.1.4 Sonst. unbebaute Grundstücke 812.380,00 
 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und 
 grundstücksgleiche Rechte 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinricht. 1.820.510,76 
1.2.2.2 Schulen 26.918.571,37 
1.2.2.3 Wohnbauten 532.203,15 
1.2.2.4 Sonstige Dienst- , Geschäfts- 
 und Betriebsgebäude 20.505.030,52 
 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
 
1.2.3.1 Grund und Boden des 
 Infrastrukturvermögens 6.541.875,00 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 2.715.433,36 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenaus- 
 rüstung und Sicherungsanlagen 0,00 
1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasser- 
 beseitigungsanlagen 0,00 
1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, 
 Plätzen und Verkehrslenkungs- 
 anlagen 46.123.518,55 
 Sonstige Bauten des Infra- 
 strukturvermögens 468.942,00 
 
1.2.4 Bauten auf fremdem 
 Grund und Boden 47.495,44 
 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 17,00 
 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge 1.169.832,99 
 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 
  1.180.461,00 
 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen und Anlagen 
 im Bau 768.731,50 
 
 
 

 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 17.412,80 
 
1.3.2 Beteiligungen 46.603,88 
1.3.3 Sondervermögen 13.457.687,43 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 449.618,08 
1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0,00 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 
1.3.5.3 an Sondervermögen 4.805.594,11 
1.3.5.3 Sonstige Ausleihungen 243.578,26 
 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
 Waren 4.736.368,01 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 
 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögens- 
 Gegenstände 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
 Forderungen aus Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren 82.611,74 
2.2.1.2 Beiträge 49.594,83 
2.2.1.3 Steuern 291.031,32 
2.2.1.4 Forderungen aus Transfer- 
 leistungen 3.484.754,82 
2.2.1.5 Sonst. öffentlich-rechtliche 
 Forderungen 27.158,09 
 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 
2.2.2.1 gg. den privaten Bereich 434.241,88 
2.2.2.2 gg. den öffentlichen Bereich 0,00 
2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen 0,00 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen 0,00 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen 122.020,43 
 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 51.211,49 
 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 
 
2.4 Liquide Mittel 2.110.328,69 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 42.498,97 
 
SUMME AKTIVA 151.746.478,91 
 
PASSIVA 
 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 60.707.673,13 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 
1.3 Ausgleichsrücklage 5.930.000,00 
1.4 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag -640.936,58 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 29.327.263,60 
2.2 für Beiträge 20.184.549,85 
2.3 für den Gebührenausgleich 259.460,49 
2.4 Sonstige Sonderposten 5.329.807,66 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 12.015.950,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0,00 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.380.000,00 
3.4 Sonstige Rückstellungen 802.138,77 
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4. Verbindlichkeiten  
4.1 Anleihen 0,00 
 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für 
 Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0,00 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 
4.2.3 von Sondervermögen 0,00 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 2.719.681,73 
4.2.5 vom privaten Kreditmarkt 2.866.730,19 
 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
 Liquiditätssicherung 0,00 
 
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
 Kreditaufnahmen gleichkommen 0,00 
 
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
 Leistungen 1.037.893,87 
 
4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen  
  11.505,00 
 
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 6.576.314,01 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 
  2.238.447,19 
 
SUMME PASSIVA 151.746.478,91 
 
II. Bekanntmachung der Schlussbilanz auf den 31.12.2009 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg über den Jahresabschluss 2009 und den Lage-
bericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird hier-
mit gem. § 96 II GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2009 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht ab dem 10.12.2010 bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, Zimmer 20, wäh-
rend der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Gesamtergebnisrechnung 2009 
 

Ergebnis des Rechnungs-
jahres 

Nr.       Bezeichnung                                 2009 
                  
1  Steuern und ähnliche Abgaben 11.146.196,85 
2 + Zuwendungen und allgemeine 

Umlagen 11.394.461,93 
3 + Sonstige Transfererträge 612,08 
4 + Öffentlich-rechtliche 
  Leistungsentgelte 2.432.767,31 
5 + Privatrechtl. Leistungsentgelte 598.072,57 
6 + Kostenerstattungen und 
  Kostenumlagen 658.211,35 
7 + Sonstige ordentliche Erträge 1.557.687,73 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 41.719,40 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 
 ------------------------------------------------------------------------------
- 
10  = Ordentliche Erträge 27.829.729,22 
 ------------------------------------------------------------------------------
- 
 
 

 
11 - Personalaufwendungen 5.847.473,23 
12 - Versorgungsaufwendungen 605.239,62 
13 - Aufwendungen für Sach- 
  und Dienstleistungen 4.909.709,22 
14 - Bilanzielle Abschreibungen 3.187.207,64 
15 - Transferaufwendungen 12.653.669,64 
16 - Sonstige ordentliche  
  Aufwendungen 2.291.329,56 
 ------------------------------------------------------------------------------
- 
17  = Ordentliche Aufwendungen 29.494.628,91 
 ------------------------------------------------------------------------------
- 
18 = Ergebnis der laufenden 

Verwaltungstätigkeit -1.664.899,69 
 (=Zeilen 10 und 17) 
-------------------------------------------------------------------------------
- 
19 + Finanzerträge 1.437.995,07 
20 - Zinsen und sonstige 
  Finanzaufwendungen 414.031,96 

--------------------------------------------------------------------------
- 
21 = Finanzergebnis 1.023.963,11 

(=Zeilen 19 und 20) 
--------------------------------------------------------------------------

- 
22 = Ordentliches Ergebnis -640.936,58 

(=Zeilen 18 und 21) 
--------------------------------------------------------------------------

- 
23 + Außerordentliche Erträge 0,00 
24 - Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
 ------------------------------------------------------------------------
-- 
25 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 

(=Zeilen 23 und 24) 
--------------------------------------------------------------------------

- 
26 = Jahresergebnis -640.936,58 

(=Zeilen 22 und 25) 
 
Horn-Bad Meinberg, den 08.02.2011 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
Barz 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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36 1. Änderung (beschleunigt) des Bebauungs-

planes H 3 A „ Auf der Moorlage/Süd im Stt. 
Horn 

 hier: Aufstellungsbeschluss 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 15.09.2010 folgenden Beschluss gefasst, der 
hiermit bekannt gemacht wird: 
 
„Für den Bebauungsplan H 3 A „Auf der Moorlage / Süd“ 
wird die 1. Änderung beschlossen. Für das Flurstück 814 
soll durch eine Verbreiterung der zweiten Bauzeile eine 
Hinterlandbebauung ermöglicht werden.“ 
 
Der Lageplan, aus dem die Abgrenzung des Änderungsbe-
reichs ersichtlich ist, wird mit dieser Bekanntmachung ab-
gedruckt. 
 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB 
geändert wird. 
 
Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 (1) BauGB wird abgesehen. Gemäß § 13a (3) Nr. 2  
BauGB wird hiermit bekannt gemacht, dass sich die Öffent-
lichkeit bis zum  
 

28. Februar 2011 
 
während der Öffnungszeiten der Stadtverwaltung beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 2. OG über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke und die wesentlichen Aus-
wirkungen der Planänderung unterrichten und sich zu der 
Planung äußern kann. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 27.01.2011 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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Stadt Lage 
 
37 Bebauungsplan G 159 „Gewerbegebiet Erf-

kamp“ im OT Heiden der Stadt Lage 
 
Räumlicher Geltungsbereich: s. Planausschnitt 
 
Durchführung der öffentlichen Auslegung 
 
Gemäß Beschlussfassung des Bau- und Planungsaus-
schusses der Stadt Lage vom 27. Januar 2011 wird gem. § 
3 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) hiermit bekannt 
gemacht, dass die öffentliche Auslegung des Entwurfs des 
Bebauungsplans G 159 „Gewerbegebiet Erfkamp im OT 
Heiden der Stadt Lage in der Zeit vom 
 

21. Februar 2011 bis einschließlich 21. März 2011 
 
im Fachteam Planen der Stadt Lage, Rathaus III, 32791 
Lage, Lange Straße 67, 2. Obergeschoss, Zimmer 204, 
während der Dienststunden stattfindet. Lage und Umfang 
des Plangebietes sind aus dem in dieser Bekanntmachung 
abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. Der räumliche 
Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan im Maßstab 
1:5.000 mit einer schwarzen unterbrochenen Linie einge-
grenzt. Für die genaue Abgrenzung ist die Grenzeintragung 
in dem ausliegenden Plan verbindlich.  
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind ver-
fügbar: 

 
- Umweltbericht 
- vertiefende Art-für-Art-Betrachung 
- Schalltechnische Voruntersuchung 
- Gutachten zur Versickerungsmöglichkeit von Nieder-

schlagwasser 
- Boden- und Grundwasserverhältnisse 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu 
dem offen liegenden Entwurf des Bebauungsplans G 159 
„Gewerbegebiet Erfkamp“ im OT Heiden der Stadt Lage 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der vorge-
nannten Auslegungsstelle abgegeben werden. Nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt blei-
ben. Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontroll-
antrag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsordnung 
unzulässig ist, soweit die den Antrag stellende Person Ein-
wendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser öf-
fentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage, 28. Januar 2011 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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38 Bekanntmachung des Beschlusses des Rates 

der Stadt Lage über den Jahresabschluss 2009 
und die Entlastung des Bürgermeisters 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
21.12.2010 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Jahresabschluss durch Beschluss festgestellt, über 
die Behandlung des Jahresfehlbetrages beschlossen und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt (§ 96 Abs. 1 GO 
NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2009 der Stadt Lage wurde dem 
Kreis Lippe gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 
22.12.2010 angezeigt. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
2009 werden wie folgt bekannt gemacht: 

 
Gesamtergebnis- 
rechnung: Jahres- 
 fehlbetrag  - 3.905.248,27 € 
 
Gesamtfinanz- 
rechnung: Überschuss  
 der Finanz- 
 rechnung 1.270.328,74 € 
 
Inanspruchnahme  
Ausgleichsrücklage:  Der Jahresfehlbetrag für das Jahr 

2009 in Höhe von 3.905.248,27 € wird 
der Ausgleichsrücklage entnommen. 

 
Der Jahresabschluss mit vollständiger Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem An-
hang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 22.12.2010 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2010 bei der 
Stadt Lage, Bergstraße 6 Zimmer 406 (City-Center 1. OG)- 
Fachteam Finanzbuchhaltung- während der Dienststunden 
öffentlich zur Einsichtnahme aus.  

 
Die Schlussbilanz zum 31.12.2009 ist nachstehend abge-
druckt. 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
39 Genehmigung und Wirksamwerden der 31. 

Änderung des Flächennutzungsplanes „Son-
dergebiet energetische Nutzung von Biomas-
se“ im Parallelverfahren zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan 61 27 07.01 „Biogasan-
lage Lieme“ 

 
Die vom Rat der Alten Hansestadt Lemgo am 25.10.2010 
beschlossene 31. Änderung des Flächennutzungsplanes 
ist der Bezirksregierung in Detmold am 08.11.2010 gem. 
§ 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zurzeit geltenden Fassung zur Genehmigung vorgelegt 
worden. Die Bezirksregierung in Detmold hat mit Verfügung 
vom 19.01.2011, AZ.: 35.21.10-511/L.151, die 31. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lemgo gemäß 
§ 6 Abs. 1 BauGB genehmigt. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Gem. §  6  Abs. 5 BauGB wird die Erteilung der Genehmi-
gung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 31. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Lemgo wirksam. 
 
Das Plangebiet befindet sich auf einem Teil des Flurstü-
ckes 157, Flur 4, Gemarkung Leese. Im Süden grenzt es 
nördlich an die Herforder Straße. Lage und Umfang des 
betroffenen Gebietes ist aus dem in dieser Bekanntma-
chung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
 
Für die genaue Umgrenzung ist die in der Flächennut-
zungsplanänderungsunterlage vorgenommene Grenzein-
tragung verbindlich. 
 
Die 31. Flächennutzungsplanänderung wird mit der Be-
gründung und der zusammenfassenden Erklärung bei der 
Alten Hansestadt Lemgo, Abteilung Stadtplanung, Heustr. 
36 - 38, Lemgo, während der allgemeinen Dienststunden 
auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den 
Inhalt der 31. Flächennutzungsplanänderung, einschließ-
lich der Begründung und der zusammenfassenden Erklä-
rung, wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 
BauGB  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntmachung der 31. Änderung des Flächen-
nutzungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Lemgo unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  
 
 
 

 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NW S. 666) beim Zustandekommen dieser Flä-
chennutzungsplanänderung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO 
NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 b) diese Flächennutzungsplanänderung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss (Feststel-
lungsbeschluss) vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Lemgo, den 27.01.2011 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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40 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 61 27 
07.01 “Biogasanlage Lieme“vom 23.12.2010 

 
Aufgrund des § 12 in Verbindung mit § 10 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit geltenden Fas-
sung in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeor-
dung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) in der 
zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Alten Hanse-
stadt Lemgo in seiner Sitzung am 20.12.2010 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Vorhabenträgerin 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 27 07.01 „Biogasanlage Lieme“ umfasst einen Teil 
der Ackerfläche der Flurstücke 157 und 55 der Flur 4 der 
Gemarkung Leese. Im Westen und Norden wird das Gebiet 
durch die Ackerflächen der Flurstücke 157 und 55 (tlw.) der 
Flur 4 Gemarkung Leese und im Osten durch die Flurstü-
cke 55 (tlw.) und 355 (tlw.) der Flur 4 Gemarkung Leese 
sowie der Landstraße L 936 „Wittighöfer Straße“ begrenzt. 
Im Süden bildet die nördliche Grenze des Flurstückes 352 
(Radweg der L 712 „Herforder Straße“) die Grenze. Das 
Plangebiet hat eine Größe von ca. 3,09 ha. 
 
Die Vorhabenträgerin, die Vollgas Bioenergie GmbH & Co 
KG, Wittighöfer Straße 71, 32657 Lemgo, diese vertreten 
durch die Vollgas Bioenergie Verwaltungs GmbH, diese 
vertreten durch deren Geschäftsführer, die Herren Volker 
Klasen und Dirk Reese, ist bereit und in der Lage, auf der 
Grundlage eines von ihr entwickelten und mit der Stadt 
Lemgo abgestimmten Planes (Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan) das Vorhaben und die Erschließungsmaßnah-
men durchzuführen. Die Durchführung wird im Einzelnen 
im Durchführungsvertrag geregelt, der zwischen der Vorha-
benträgerin und der Stadt Lemgo abgeschlossen wurde. 
 

§ 2 
Bestandteile des vorhabenbezogenen  

Bebauungsplanes 
Der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan 61 27 07.01 “Biogasanlage Lieme“ liegen als Bestand-
teile zugrunde: 
 
- Zeichnerische Darstellungen 

o vorhabenbezogene Planzeichnung mit den 
zeichnerischen Festsetzungen M 1:1000 

o Übersichtsplan, M 1:5000 zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan „Biogasanlage Lieme“ 

o der Vorhaben- und Erschließungsplan mit De-
tailzeichnungen:  
� Lageplan Biogasanlage (mit Entwässe-

rungsdarstellung), M 1:500 
� Querschnitt Siloanschluss , M1:250 
� Lageplan Straßenanschluss an die L936, 

M 1:250 
� Querschnitt Siloanschluss Fahrsilo 1, Fahr-

silo 2, M1:100 
� Draufsicht Entwässerungsknoten M 1:50 
� Nachgärer und Gärproduktlager mit Gas-

speicherdach, M 1:100 
� Fermenter, M 1:100 
� Folienbecken, M 1:500 
� Vorgrube, M1:100 
 

 
- Textliche Festsetzungen  
- Begründung (einschl. Artenschutzprüfung) 

o Umweltbericht einschließlich Kompensationsflä-
chenkonzept 

o Geräuschprognose zur Errichtung einer Biogas-
anlage, Dipl.-Ing M. Rahm 

o Gutachterliche Stellungnahme zu den Geruchs-
emissionen und –immissionen im Bereich einer 
geplanten Biogasanlage für nachwachsende 
Rohstoffe und Wirtschaftsdünger, Dipl.-Met. S. 
Barth incl. Ergänzung des Gutachtens vom 
27.08.2010 und Ergänzung vom 12.12.2010 

o Gutachterliche Überprüfung der Datenbasis des 
Geruchsgutachtens durch die Fa. ArguSoft 
GmbH & Co.KG vom 29.11.2010 

 
§ 3 

Inkrafttreten 
Die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
61 27 07.01 “Biogasanlage Lieme“ tritt gemäß § 12 in Ver-
bindung mit § 10 Abs. 3 BauGB mit der Bekanntmachung 
in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 61 27 07.01 „Biogasanlage 
Lieme“  vom 23.12.2010 öffentlich bekannt gemacht. Mit 
dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Be-
bauungsplan  „Biogasanlage Lieme“ in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
Die Satzung und der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
werden vom Tage dieser Bekanntmachung an in der Abtei-
lung Stadtplanung der Alten Hansestadt Lemgo, Heustr. 
36 - 38, während der allgemeinen Dienststunden auf Dauer 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  
 a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

 b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und 

 c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 

 unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 
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3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
beim Zustandekommen dieser Bebauungsplansatzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 23.12.2010 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
41 Bebauungsplan Nr. 01.53 
 „Quartier Lagesche Straße Süd“ 
 Hier: a) Bestätigung Aufstellungsbeschluss 
  b) Zurückstellung eines Baugesuches 
 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Haupt- und Fi-
nanzausschuss des Rates der Alten Hansestadt Lemgo in 
seiner öffentlichen Sitzung am 24.01.2011 folgendes be-
schlossen hat: 
a) Der Haupt- und Finanzaussschuss des Rates der 

Stadt Lemgo bestätigt den Aufstellungsbeschluss vom 
20.09.1999 für den Bebauungsplan Nr. 01.53 “Quartier 
’Lagesche Straße’ Süd“ und beschließt, das Verfahren 
nach neuer Rechtslage fortzusetzen. Das Bebauungs-
planverfahren soll gemäß § 13a BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Ver-
fahren durchgeführt werden. 

b) Das Baugesuch für die Errichtung eines Spielcenters 
wird gemäß § 15 Baugesetzbuch (BauGB) für einen 
Zeitraum bis zu 12 Monaten zurückgestellt.  

 
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

Im Norden von der ‘Lageschen Straße’, 
im Osten vom ‘Bahnhofsplatz’, 
im Süden von den Bahnanlagen und 
im Westen vom ‘Trophagener Weg’. 

 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Der Bebauungsplan wird Mindestfestsetzungen über die 
Art und das Maß baulicher Nutzung enthalten. 
Für die genauen Grenzen des Plangebietes sind die 
Grenzeintragungen im Bebauungsplan verbindlich. 
 
Lemgo, den 03.02.2011 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
42 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung gegen bzw. 
für die Datenübermittlung aus dem Melderegis-
ter (§ 34 Abs. 1a und 1b und § 35 Abs. 6 des 
Meldegesetzes NRW - MG NRW) 

 
Gemäß § 34 Abs. 1a und 1b und § 35 Abs. 1 bis 4 des 
Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Melde-
gesetz NRW - MG NRW) vom 16. September 1997 (GV. 
NRW. S. 332) in der zurzeit gültigen Fassung sind folgende 
Datenübermittlungen durch die Stadt Schieder-
Schwalenberg als Meldebehörde zulässig: 
 
I. Datenübermittlung über das Internet 
(§ 34 Abs. 1a und 1b MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Auskunft über Vor- und Familien-
namen, Doktorgrad und Anschriften (einfache Melderegis-
terauskunft) einzelner bestimmter Einwohner oder einer 
Vielzahl namentlich bezeichneter Einwohner im Wege des 
automatisierten Abrufs über das Internet erteilen. 
 
II. Datenübermittlung an Parteien u.a. 
(§ 35 Abs. 1 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Parlaments- und Kommunalwahlen oder unmittelbaren 
Wahlen von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie 
Landrätinnen und Landräten in den sechs der Wahl voran-
gehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über 
die in § 34 Abs. 1 Satz 1 MG NRW bezeichneten Daten 
(Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften) von 
Gruppen von Wahlberechtigten erteilen. 
 
III. Datenübermittlung bei Volksbegehren und Volks-
entscheiden sowie Bürgerentscheiden 
(§ 35 Abs. 2 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf im Zusammenhang mit Volksbe-
gehren und Volksentscheiden sowie mit Bürgerentscheiden 
Auskünfte nach Maßgabe des § 35 Abs. 1 MG NRW an 
Antragsteller und Parteien erteilen. 
 
IV. Datenübermittlung über Alters- und Ehejubiläen 
(§ 35 Abs. 3 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer und 
kommunaler Vertretungskörperschaften sowie Presse und 
Rundfunk eine Melderegisterauskunft über Alters- und Ehe-
jubiläen von Einwohnern nach deren Einwilligung erteilen. 
Die Auskunft darf nur die in § 34 Abs. 1 Satz 1 MG NRW 
genannten Daten (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad 
und Anschriften) des Betroffenen sowie Tag und Art des 
Jubiläums umfassen. 
 
V. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 
(§ 35 Abs. 4 MG NRW) 
Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbü-
chern darf Adressbuchverlagen Auskunft über 
1. Vor- und Familiennamen 
2. Doktorgrad und 
3. Anschriften 
sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben. 
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Der Weitergabe der unter Ziffer I bis III genannten Daten 
kann der Betroffene widersprechen (§ 34 Abs. 1b und § 35 
Abs. 6 Satz 1 MG NRW). 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 34 Abs. 1a und 1b sowie nach § 35 Abs. 1 und 2  
MG NRW steht den Betroffenen ab der Vollendung des 15. 
Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht der Einwilligung 
oder Genehmigung von Personen, die zu ihrer gesetzlichen 
Vertretung befugt sind. 
 
Die Weitergabe der unter Ziffer IV und V genannten Daten 
ist nur dann zulässig, wenn zuvor der Betroffene schriftlich 
eingewilligt hat.  
 
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hiermit 
hin. 
 
Der Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister, 
Fachbereich 3 -Ordnung und Soziales-, Domäne 3, 32816 
Schieder-Schwalenberg, zu richten oder direkt bei der Mel-
debehörde der Stadt Schieder-Schwalenberg, Im Kurpark 2 
(Zimmer 1), Schieder, einzulegen bzw. zu erteilen. Vordru-
cke für die verschiedenen Widerspruchs- und Einwilli-
gungsrechte sind bei der Meldebehörde erhältlich. 
 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte bereits 
vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 6 Monate vor einer Wahl, 
ca. 3 Monate vor einem Jubiläum, ca. 10 Monate vor Her-
ausgabe eines Adressbuches) erteilt werden dürfen. 
 
Bei Volksbegehren dürfen die Auskünfte vom Tage der 
Veröffentlichung der Zulassung der Listenauslegung bis 
zum Ablauf der Eintragungs- oder Nachfrist und bei Volks-
entscheiden vom Tage der Veröffentlichung des Abstim-
mungstages bis zum Tag vor dem Abstimmungstag gege-
ben werden. Für Bürgerentscheide gilt dies vom Tage der 
Entscheidung, nach der einem zulässigen Bürgerbegehren 
nicht entsprochen wird, bis zum Tag vor dem Abstim-
mungstag. 
 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf Wider-
ruf gültig. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 21. Januar 2011 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
 
 
 
 
 

 

Sparkasse Detmold 
 
43 Aufgebot von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 

340.015.254 342.060.852  
 
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 
Freitag, den 13. Mai 2011 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 31. Januar 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 10.02.2011 
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